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UMWELTPOLITIK

Ökonomische Anreize in der TA Luft?
Horst Siebert, Mannheim

Von der Bundesregierung wird gegenwärtig eine Novelle zur TA Luft vorbereitet. Bei der Beratung dieser für
die Umweltpolitik wichtigen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zeigt sich nicht nur der Zielkonflikt zwi-
schen Umwelt- und Wirtschaftspolitik1. Es geht auch um die Frage, inwieweit ökonomische Anreize in die
deutsche Luftgütewirtschaft einbezogen werden sollen. Sollten vor dem Hintergrund der bisherigen Erfah-
rungen mit dem „Glocken-Konzept" der amerikanischen Umweltbehörde auch in die deutsche Umweltpoli-
tik verstärkt ökonomische Hebel eingebaut werden?

Betrachtet man die Umweltqualitätsziele als gege-
ben, so kann die zentrale Problemstellung der Um-

weltpolitik darin gesehen werden, das Verhalten der
Emittenten derart zu beeinflussen, daß diese Umwelt-
ziele erreicht werden. Gesucht werden also geeignete
Mechanismen zur Umsetzung von Zielwerten der Um-
weltpolitik in Emissionswerte, die an einzelnen Emis-
sionsquellen ansetzen. Die an diesen Umsetzungsme-
chanismus zu stellenden Forderungen sind u.a.: Reali-
sierung der Umweltziele, Minimierung der Kosten bei
der Realisierung der Ziele (ökonomische Effizienz) und
Praktikabilität. Von direkten Geboten und Genehmi-
gungsverfahren über preisliche Maßnahmen wie Ge-
bühren und Steuern bis hin zur „Moral suasion" wird in
der Literatur und auch in der praktischen Umweltpolitik
eine breite Palette von Umsetzungsmechanismen dis-
kutiert. Dabei zeigt sich, daß die von Wirtschaftswissen-
schaftlern präferierten ökonomischen Hebel insbeson-
dere in der Luftgütewirtschaft in der deutschen Praxis
keine große Rolle spielen. Vielmehr herrscht, wie das
„Bundes-Immissionsschutzgesetz" und die „Techni-
sche Anleitung zur Reinhaltung der Luft" (TA Luft) zei-
gen, ein administrativ-regulierender Ansatz der Um-
weltpolitik vor.

Nach der derzeitigen Praxis in der deutschen Luftgü-
tewirtschaft wird die Einhaltung von Umweltqualitätszie-
len über Genehmigungsverfahren sichergestellt. In der
Regel ist die Genehmigung dann zu erteilen, wenn
„durch den Betrieb der Anlage die Immissionswerte.. .
im Einwirkungsbereich der Anlage nicht überschritten
werden .. ." (2.2.1.1b TA Luft). Ein wesentliches Ent-
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Scheidungskriterium für die Genehmigung ist, daß die
Entsorgung dem „Stand der Technik" entspricht (§ 5, §
17,2 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIMSchG);
2.2.1.1a TA Luft). Nach diesem Konzept kümmern sich
staatliche Instanzen, wie auch die Luftgütewirtschaft im
federführenden Bundesland Nordrhein-Westfalen
zeigt, um jede einzelne Anlage. Man kann deshalb die in
der TA Luft vertretene Konzeption der Umweltpolitik als
„Politik des individuellen Schornsteins" apostrophieren.

Mängel der TA Luft

" Dieser Ansatz weist eine Reihe gravierender Mängel
auf2:

D Sind die Immissionshöchstwerte in einer Region er-
reicht, so können die Unternehmen, die expandieren
wollen, dies nur noch dann, wenn sie die Umwelt nicht
zusätzlich belasten. Bestehende Unternehmen, die ihre
Kapazitäten nicht ausweiten, können jedoch wegen der
einmal ausgesprochenen Genehmigung mit ihren
Emissionen fortfahren, selbst wenn der Aufwand für ei-
ne Beseitigung relativ geringer ist als der bei den Unter-
nehmen, die expandieren. Damit wird nicht an der ko-
stengünstigsten Stelle entsorgt.

D Es wird so lange genehmigt, bis die Immissionsnorm
verletzt ist. Dann können sich neue Unternehmen in der
Region nicht mehr ansiedeln, auch wenn der Neuan-
siedler umweltfreundlich produzieren sollte. Die TA Luft
stellt einen künstlichen Schutz für die ansässigen Unter-
nehmen dar: sie verhindert Neuansiedlungen, errichtet

1 Vgl. hierzu das Zeitgespräch „Umweltpolitische Initiativen" mit Beiträ-
gen von Günter H a r t k o p f („Die Beschlüsse im Bereich der Luft-
reinhaltung") und Rolf R o d e n s t o c k („Füraktiven Umweltschutz
mit Augenmaß") in: WIRTSCHAFTSQIENST, 62. Jg. (1982), H. 10, S.
475 ff. und 478 ff.
2 Vgl. H. S i e b e r t : Voerde und eine neue Umweltpolitik, in: WIRT-
SCHAFTSDIENST, 58. Jg. (1978), H. 1, S. 36-40.
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Schranken für Markteintritte, beeinträchtigt die Mobilität
des Kapitals und verkrustet die regionale Wirtschafts-
struktur.

• Da die TA Luft den ansässigen Unternehmen fak-
tisch ein Recht auf die Verschmutzung per Genehmi-
gung zuweist und diese gegen expandierende und neu-
ansiedelnde Betriebe schützt, also in der Regel gegen
dynamische Betriebe, schreibt sie auch die Struktur der
Wirtschaftszweige fest. Zudem wird das Recht auf Ver-
schmutzung kostenlos zugesprochen. Damit entsteht
kein Anreiz, Emissionen über Preise zu beseitigen und
die Sektorstruktur zugunsten umweltfreundlicher Wirt-
schaftszweige zu verändern.

D Die Arbeitnehmer in einer Region erleiden den
Nachteil, daß interessantere Arbeitsplätze, etwa mit hö-
heren Löhnen oder günstigeren Arbeitsbedingungen,
nicht geschaffen werden können.

D Die Genehmigung nach dem „Stand der Technik"
beinhaltet eine merkwürdige Änderung der Wirtschafts-
ordnung: Es wird Aufgabe der staatlichen Instanzen,
den neuesten Stand des technischen Wissens festzu-
stellen, zu dokumentieren und auch zu entwickeln. Die
Unternehmer müssen dagegen nachweisen, daß dieser
Stand der Technologie nicht praktikabel oder unwirt-
schaftlich ist. Folgt man Schumpeter, so ist es Aufgabe
des Unternehmers, neue technische Kombinationen
durchzusetzen. Nach der TA Luft fällt ihm die Rolle zu,
die Nichtdurchführbarkeit neuer technischer Lösungen
beweisen zu müssen.

D Es spricht einiges dafür, daß technischer Fortschritt
dezentral gefunden und realisiert werden muß, etwa
weil sich dezentrale Lösungen durch Problemnähe aus-
zeichnen. Man darf bezweifeln, ob Genehmigungsbe-
hörden und staatliche Instanzen über ein hinreichendes
Ausmaß an Phantasie verfügen, neue kostengünstige
Lösungen zu finden.

D Das Genehmigungsverfahren ist in die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit eingebettet und führt dazu, daß Gerichte
zwangsläufig eine große Rolle bei Allokationsentschei-
dungen spielen werden. Verzögerungen bei Standort-
entscheidungen sind damit programmiert.

Eliminierung der Wirtschaftsdynamik

Die Konzeption der TA Luft begreift die Wirtschaft als
ein statisches Gebilde, in dem sich nichts ändert, in dem
Wirtschaftszweige nicht wachsen, in dem Neuansied-
lungen nicht vorkommen, in dem Unternehmensstand-
orte nicht gewechselt werden und der Stand der Tech-
nik festgeschrieben werden kann. Es gehört keine Se-
hergabe dazu, zu erwarten, daß langfristig die statische

Konzeption der TA Luft mit den Bedingungen einer dy-
namischen Wirtschaft in Konflikt gerät.

Bei der wirtschaftlichen Diagnose der Lage der westli-
chen Industrienationen wird die Frage gestellt, warum
die entwickelten Volkswirtschaften in der Produktivitäts-
entwicklung stagnieren, warum sie keine stimulieren-
den Innovationsschübe hervorbringen und warum die
reale Wachstumsrate gegen Null tendiert. Die TA Luft ist
auf dem engen Feld der Umweltpolitik ein Beispiel da-
für, daß innovatorische und dynamische Faktoren aus •
dem Wirtschaftssystem eliminiert werden.

Trifft die These zu, daß eine „Politik des individuellen
Schornsteins" gegebene Ümweltziele mit zu hohen
volkswirtschaftlichen Kosten erreicht, so ist dieses Ar-
gument auch von den Umweltschützern ernst zu neh-
men. Denn die volkswirtschaftlichen Kosten der Um-
weltpolitik sind im politischen Prozeß ein Bestimmungs-
faktor dafür, wieviel Umweltqualität angestrebt wird.
Sind durch institutionelle Regeln die gesellschaftlichen
Kosten der Umweltpolitik unnötig hoch, so engt sich die
Umweltpolitik selbst ein, und zwar in unnötiger Weise.
Gelingt es dagegen, die gegebenen Umweltziele mit ge-
ringeren volkswirtschaftlichen Kosten zu erreichen, so
erhält die Umweltpolitik einen größeren Spielraum. Der
Zielkonflikt zwischen Wirtschaftspolitik im traditionellen
Sinne und Umweltpolitik wird entschärft.

Mit Hinweisen auf die Vorteile preislicher Hebel, die in
den Theoremen der umweltökonomischen Lehrbücher
dargestellt sind, wird der Wirtschaftswissenschaftler die
Öffentlichkeit nur schwerlich überzeugen können.
Wichtiger wiegt dagegen die praktische Erfahrung mit
ökonomischen Anreizen wie etwa das international
stark beachtete Gebührensystem der Wassergenos-
senschaften an der Ruhr. Praktiker sind auch dann eher
zu gewinnen, wenn man konkret Fälle vorweisen kann,
in denen ökonomische Anreize eingesetzt werden. Ge-
nau dies ist in den bereits unter Carter begonnenen
neueren Ansätzen der amerikanischen Luftgütewirt-
schaft der Fall.

Das „Glocken-Konzept"

Ähnlich wie das Bundes-Immissionsschutzgesetz
und die TA Luft definiert auch die amerikanische Luftgü-
tewirtschaft im Prinzip maximal zulässige Emissions-
mengen für jede Anlage. Die einzige Innovation des
Glocken-Konzepts („Bubble") besteht darin, daß sich
mehrere Emissionsquellen auf freiwilliger Basis (unter
bestimmten Bedingungen) als Glocke interpretieren
können. Man stülpt sozusagen über einzelne Emis-
sionsquellen eine Glocke, und die Umweltpolitik ist nur
daran interessiert, daß die insgesamt für die Glocke de-
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finierten Emissionsmengen nicht überschritten werden.
An welcher Emissionsquelle welche Emissionsmengen
mit welcher Technologie beseitigt werden, wird dem
Emittenten in der Glocke überlassen. Die Umweltpolitik
orientiert sich stärker an den Ergebnissen.

Als ein Beispiel kann die Betriebsstätte von Dupont in
Chambers, New Jersey, betrachtet werden. Das Glok-
ken-Konzept erlaubt es Dupont, bei sieben Schornstei-
nen 99 % (anstelle von vorgeschriebenen 85 %) an or-
ganischen Komponenten (VOC)3 zu entsorgen und da-
für 119 prozeßbezogene Emissionsquellen in der Kon-
trolle zu vernachlässigen. Die Emissionsreduzierungen
werden für dieses Beispiel mit 2300 Tonnen VOC ange-
geben. Die Kosteneinsparungen werden auf 12 Mill. $
bei den Investitionsausgaben und „mehrere" Mill. $ Be-
triebskosten geschätzt4.

Die Abgrenzung der Glocke unterliegt gewissen Be-
dingungen:

D Ausgangspunkt ist der bestehende regulierende An-
satz mit Genehmigung der einzelnen Emissionsquelle.
Die Glocke muß innerhalb der insgesamt genehmigten
Emissionsmengen bleiben;

D die Mitgliedschaft in der Glocke ist freiwillig;

D die sinnvolle Abgrenzung setzt in der Regel räumli-
che Nähe der Emissionsquellen voraus;

D die Glocke bezieht sich in der Regel auf einen homo-
genen Schadstoff.

Eine Glocke kann relativ leicht für die verschiedenen
Emissionsquellen einer Unternehmung definiert wer-
den. Sie kann sich aber auch auf die Emissionsquellen
verschiedener Unternehmen beziehen. In diesem Fall
muß es den beteiligten Unternehmen überlassen blei-
ben, durch Kompensationen für die Entsorgung an der
günstigsten Stelle zu sorgen. Hat z. B. eine Unterneh-
mung A eine sehr kostengünstige Entsorgungsmöglich-
keit, so muß es der Unternehmung B möglich sein,
durch eine Kompensationszahlung an A einen Anreiz zu
schaffen, daß A entsorgt. Beide Unternehmen haben ei-
nen Vorteil, und für die Volkswirtschaft werden Umwelt-
ziele mit geringeren Kosten erreicht. Der beschriebene
Kompensationseffekt bringt Flexibilität in das System,
bedingt aber noch nicht die Zuweisung von sogenann-
ten transferierbaren Emissionslizenzen in einem rechtli-
chen Sinn.
3 VOC: Volatile Organic Components.
4 Vgl. US Environmental Protection Agency, Description of Represent-
ative Bubbles, vervielfältigt, 1982, ohne Dokumentennummer.
5 Vgl. Environmental Protection Agency: Emissions Trading Policy Sta-
tement.General Principles for Creation, Banking, and Use of Emission
Reduction Credit, Federal Register, Vol. 47, No. 67, 7. April 1982, Noti-
ces, S. 15076.

Die Austauschbarkeit der Schadstoffbeseitigung in-
nerhalb der Glocke ist das innovative Element des Glok-
ken-Konzepts. Das Kriterium der ökonomischen Effi-
zienz verlangt eine großzügige Definition der Aus-
tauschbarkeit; die Praktikabilität und die Sicherstellung
umweltpolitischer Ziele erfordern dagegen eine Limitie-
rung (sogenannte kontrollierte Transferierbarkeit; „con-
trolled trading"). Die Festlegung institutioneller Regeln,
nach denen die Genehmigungsbehörden „Glocken" ak-
zeptieren können, ist ein zentraler Aspekt dieses Kon-
zepts.

Bei der Entwicklung dieser Regeln ergeben sich in
den USA u. a. folgende Änderungen der bisherigen Um-
weltpolitik5.

D Die Glocke wird auch auf Gebiete angewandt, in de-
nen die angestrebte Umweltqualität noch nicht erreicht
ist.

D Die Glocke kann begrenzt Vorschriften zur Anwen-
dung gegebener Beseitigungstechnologien („Reason-
ably Available Control Technology") ersetzen.

D Anstatt für einen einzelnen Betrieb die Einhaltung ei-
nes Implementierungsplans zu fordern, kann die Glocke
durch Transfer von Entsorgungsleistungen die Abwei-
chung von solchen Implementierungsplänen gestatten.

Varianten

Die Flexibilität des Ansatzes wird durch folgende
Möglicheiten erweitert:

D Übererfüllung (Offsets): Neue größere Emissions-
quellen müssen in Gebieten, in denen die Qualitätsstan-
dards nicht erreicht sind, mit den eigenen oder fremden
bestehenden Emissionsquellen ein Arrangement erzie-
len, nach dem mehr als der Zuwachs an Verschmut-
zung beseitigt wird. Diese Regelung gestattet wirt-
schaftliches Wachstum in denjenigen Gebieten, in de-
nen die Standards nicht erreicht sind; gleichzeitig wird
die Umweltqualität verbessert.

D Befreiung: Die Expansion oder Modernisierung ei-
nes Betriebs unterliegt der Genehmigung (new source
review requirement). Insoweit die zusätzlichen Emis-
sionsmengen einer Expansion unbedeutend sind und
eine Unternehmung innerhalb einer Glocke bleibt, kann
die administrative Überprüfung der neuen Quellen un-
terbleiben6. Diese Regelung gilt sowohl für Regionen, in
denen die Umweltqualität erreicht ist, als auch für Ge-
biete, in denen dies nicht der Fall ist. Vom Erfordernis
der Übererfüllung wird abgesehen; eventuell bestehen-
de Ansiedlungsverbote gelten nicht.

6 Es entfallen die sogenannten „new source reviews requirements".
Die veränderte Anlage muß jedoch Emissionsgrenzen einhalten, die
durch „new source Performance Standards" (NSPS) gesetzt werden.
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D Gutschrift (Banking): Emittenten können sich Emis-
sionsreduzierungen, die über die zugelassene Menge
hinausgehen, gutschreiben lassen. Diese Emissionsre-
duzierungen müssen überwachbar, dauerhaft und
quantifizierbar sein. Die gutgeschriebenen Emissions-
reduzierungen sind transferierbar; sie können auch in
der Zukunft in einer Glocke zur Befreiung oder zur Über-
erfüllung eingesetzt werden.

Das gemeinsame Element aller dieser verschiede-
nen Glocken-Konzepte besteht darin, daß im Vergleich
zu einer gesetzlichen Norm mit relativ geringeren Ko-
sten ein Übersoll an Schadstoffbeseitigung an einer
Emissionsquelle erreicht wird und daß mit diesem Über-
soll Emissionsvorschriften an einer anderen Stelle, die
kostenungünstiger zu erreichen sind, erfüllt werden
können.

Bisherige Erfahrungen

Die Geschichte des Glocken-Konzepts kann bis 1972
zurückverfolgt werden7. Das Glocken-Konzept wurde
von der Environmental Protection Agency am 29. No-
vember 1979 verabschiedet. Im Frühjahr 1982 folgte ei-
ne erweiterte Formulierung des Konzepts mit den Mög-
lichkeiten der Übererfüllung, der Befreiung und der Gut-
schrift.

Nach einer Information der Environmental Protection
Agency sind bis 23. Juni 1982 insgesamt 26 Glocken
genehmigt worden; die erste Glocke wurde am 21. Ja-
nuar 1981 bewilligt. Die genehmigten Glocken beziehen

7 Vgl. M.W. L e v i n : Getting There: Implementing the .Bubble' Con-
cept, in: E. B a r d a c h , R. A. K a g a n (Ed.): Social Regulation.
Strategies for Reform, Institute for Contemporary Studies, 1982.
8 TSP: Total Suspended Particulates.
9 VOC: Volatile Organic Components.

sich bisher nur auf drei Schadstoffkategorien, und zwar
SO2, Partikel8 und organische Komponenten9.

Über die durch das Glocken-Konzept eingetretenen
Kostenreduzierungen liegen nur grobe Schätzungen
vor. Nach Angaben der Environmental Protection Agen-
cy bewegen sich die Kosteneinsparungen pro Glocke
bei 2 Mill. $ pro Jahr. Nach einer anderen Angabe vom
Frühjahr dieses Jahres wird bis Ende 1982 mit wahr-
scheinlichen Kosteneinsparungen von etwa 1 Mrd. $
gerechnet. Dabei ist unterstellt, daß im Jahre 1982 mehr
und größere Glocken genehmigt werden.

Vor- und Nachteile

Die Vorteile des Glocken-Konzepts bestehen darin,

D Effizienzgesichtspunkte in die Umweltpolitik einzu-
führen;

D ökonomische Anreize einzusetzen und damit das
Ziel einer kostengünstigen Entsorgung an dem Eigenin-
teresse der Unternehmen institutionell zu verankern;

D in bestehende institutionelle Regelungen (Genehmi-
gungsverfahren) integrierbar zu sein;

D praktikabel zu sein und

D Schritt für Schritt auf größere räumliche Zusammen-
hänge und gegebenenfalls auch auf heterogene Glok-
ken ausgedehnt werden zu können.

Als offene Fragen sind demgegenüber festzuhalten:

D Das Konzept geht von einer gegebenen Regulierung
aus und sucht nur innerhalb dieses Rahmens die ko-
stengünstigste Lösung. Es ist also nicht auszuschlie-
ßen, daß für eine andere Ausgangsregulierung eine
noch kostengünstigere Glocke gefunden werden kann.
Damit ist es möglich, daß ein Suboptimum erreicht wird.
Aus der Sicht des Wirtschaftstheoretikers ist die ideale
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Glocke eine eindeutig abgrenzbare Umweltregiori (z. B.
ein Luftbecken), für die ein Qualitätsziel definiert wird,
das dann etwa durch Steuern oder durch die Auktionie-
rung von Emissionslizenzen erreicht wird. Die Weiter-
entwicklung des Glocken-Konzepts auf heterogene
Glocken (mit verschiedenen Schadstoffen), größere
Räume (z. B. Säureregen), auf die Abkoppelung von der
gegebenen Regulierungsregelung und die Anbindung
an Qualitätsstandards z. B. durch die Auktionierung von
transferierbaren Emissionslizenzen10 ist eine interes-
sante Fragestellung.

D Bei der räumlichen Abgrenzung der Glocke sind
auch interregionale Diffusionseffekte zu beachten. Dies
ist etwa sichergestellt, wenn die zugrundeliegende Aus-
gangsregulierung die interregionale Schadstoffdiffusion
angemessen berücksichtigt. Gehen diese Diffusions-
überlegungen nicht ein, so kann der Ansatz ebenfalls zu
einem Suboptimum führen.

D Zu überprüfen ist die Frage des Marktzugangs. Inso-
weit die Glocke oder die Befreiung für bestehende Un-
ternehmen definiert sind, verschaffen sie diesen einen
Vorteil im Vergleich zu neu in den Markt (in die Umwelt-
region) eintretenden Unternehmen. Andererseits er-
möglicht die Glocke im Zusammenhang mit der Über-
soll- und der Gutschrift-Regelung den Markteintritt.
Durch die Transferierbarkeit der Emissionsreduzierun-
gen wird der Anreiz, diese Rechte für die eigenen Zwek-
ke vorzubehalten, reduziert.

Übertragbarkeit auf deutsche Verhältnisse

Die Grundidee der Glocke ist der deutschen Umwelt-
politik nicht fremd, obwohl diese Vorstellungen nicht ex-
plizit formuliert sind. Beispielsweise können "die Was-
sergenossenschaften an der Ruhr als eine Art Glocke
bezeichnet werden, bei der der Genossenschaft die Si-
cherstellung eines vorgegebenen Qualitätsstandards
obliegt. Allerdings wird die kostengünstigste Entsor-
gung nicht durch die Transferierbarkeit von Emissions-
reduzierungen, sondern durch eine geeignete Auf-
schlüsselung der Beseitigungskosten erreicht. In der
Luftgütewirtschaft sind die Sanierungsklausel der TA

10 Vgl. H. B o n u s : Ein ökologischer Rahmen für die soziale Markt-
wirtschaft, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 59. Jg. (1979), H. 3, S. 141-146;
R. W. H a h n , R. G. N o 11: Designing a Market for Tradable Emis- •
sions Permits, California Institute of Technology, Social Science Wor-
king Paper 398, 1981; R. G. N o 11: The Feasibility of Marketable
Emissions Permits in the United States, American Enterprise Institute,
Working Paper in Government Regulation No. 10, 1982; T. H. T i e-
t e n b e r g.: Transferable Discharge Permits and the Control of Air
Pollution: A Survey and Synthesis, in: Zeitschrift für Umweltpolitik, 1,
1980, S. 477-508; H. S i e b e r t : Praktische Schwierigkeiten bei der
Steuerung der Umweltnützung über Preise, in: L. W e g e h e n k e I
(Hrsg.): Marktwirtschaft und Umwelt, Tübingen 1981; d e r s . : The
Economies of Environment, Lexington 1981; d e r s . : Environmental
Policy Instruments: Some Open Questions, in: H. S i e b e n (Hrsg.),:
Umweltallokation im Raum. Schriftenreihe „Staatliche Allokationspolitik
im marktwirtschaftlichen System", Bd. 1, Frankfurt, Bern 1982.

Luft und die Raffinerie-Richtlinie d von Nordrhein-West-
falen zu nennen. Nach der Sanierungsklausel wird ge-
fordert: „ . . . darf die Genehmigung . . . nicht versagt
werden, wenn . . . sichergestellt ist, daß . . . durch Sa-
nierung (Stillegung, Beseitigung oder Änderung) beste-
hender Anlagen des Antragstellers die Immissionen auf
dieser Beurteilungsfläche trotz der Zusatzbelastung
vermindert werden" (2.2.1.1b des Entwurfs zur Revi-
sion der TA Luft). Diese Sanierungsklausel wird im Ent-
wurf explizit auf Anlagen Dritter ausgedehnt: „Vermin-
derungen von Emissionen, die durch Sanierung beste-
hender Anlagen Dritter erreicht werden, stehen Sanie-
rungsmaßnahmen des Antragstellers gleich."11

Die Raffinerie-Richtlinie d von Nordrhein-Westfalen
sieht z. B. unter 1 vor: „Abweichungen von diesen Vor-
schriften sind zulässig, wenn die Gleichwertigkeit im
Hinblick auf die Luftreinhaltung vom Antragsteller nach-
gewiesen wird." Ziffer 1.2.1a überläßt es der Raffinerie,
durch welche Maßnahmen die für eine Feuerungsanla-
ge insgesamt zulässige Menge an Schwefeldioxid-Aus-
wurf eingehalten wird und enthält damit eine „kleine"
Glocke für eine Feuerungsanlage12. Diese Ansatzpunk-
te einer Sanierungsregel entsprechen der Übererfül-
lungsvariante des Glocken-Konzepts.

Auf den ersten Blick ist das Glocken-Konzept am be-
sten für umweltpolitische Ansätze geeignet, in denen
Verpflichtungen zur Emissionsreduzierung für einzelne
Quellen vorherrschen. Die deutsche Luftgütewirtschaft
hat aber als zentrale Bausteine das Genehmigungsver-
fahren und den Stand der Technik. Die Anwendung des
Glocken-Konzepts setzt dann voraus, daß Abweichun-
gen vom Stand der Technik (im Sinne einer geringeren
Entsorgung) an einer Emissionsquelle zugelassen wer-
den, wenn an einer anderen Quelle günstiger entsorgt
wird, als es der Stand der Technik vorsieht. Auch die Va-
rianten der Glocke, nämlich Übersoll, Befreiung und
Gutschrift, müssen die Abweichung vom Stand der
Technik zulassen.

Die Frage der Übertragbarkeit auf deutsche Verhält-
nisse kann hier nicht abschließend beantwortet werden.
Die Grenzen, an die die deutsche Umweltpolitik gesto-
ßen ist, und der Konflikt mit den Zielen der Wirtschafts-
politik lassen aber vor dem Hintergrund der amerikani-
schen Erfahrungen mit dem Giocken-Konzeptdie Frage
lohnend erscheinen, ob nicht mit etwas mehr Phantasie
ökonomische Anreize in unsere Luftgütewirtschaft ein-
gebracht werden können.

11 2.2.1.1b des Entwurfs zur Revision der TA Luft; vgl. auch
2.2.1.2b,aa.
12 „Der spezifische Schwefeldioxid-Auswurf darf über die Summe der
in eine Feuerungsanlage eingebrachten flüssigen und gasförmigen
Brennstoffe 20 kg pro 40 GJ eingebrachter Energie nicht überschreiten
(vgl. Nr. 3.1 TA Luft)."
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